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Anlage C  
 

Anregungen zur Aufstellung der 29. Änderung des Flä chennutzungsplans und zur Aufstellung der 2. Änderu ng des Bebauungs-
plans Nr. 120 „Westliches Heidfeld“ im Rahmen der B eteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffent licher Belange nach § 4 
(2) BauGB und der Beteiligung der Naturschutzverbän de mit dem jeweiligen Prüfergebnis durch die Verwal tung. (Hinweis: soweit 
nicht extra gekennzeichnet (FNP), beziehen sich die  Stellungnahmen auf die 2. Änderung des Bebauungspl ans Nr. 120)  
 
Nr. Stellenbeze ichnung  Schreiben 

vom 
Inhalt  Prüfergebnis  

1 Bezirksregierung Düsseldorf 10.07.2014 (FNP) Gegen die geplante Flächennutzungsplanänderung 
in der Fassung der öffentlichen Auslegung vom 02.06.2014 
bis 04.07.2014 bestehen keine landesplanerischen Beden-
ken. 

Kenntnisnahme  

2 Kreis Mettmann 
- Untere Wasserbehörde 
- Untere Immissionsschutzbe-

hörde 
- Untere Bodenschutzbehörde 
- Kreisgesundheitsamt 
- Untere Landschaftsbehörde 

 

03.07.2014 Untere Wasserbehörde:  
Das Planvorhaben befindet sich nicht innerhalb einer fach-
technisch abgegrenzten oder festgesetzten Wasserschutz-
zone. 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen keine grund-
sätzlichen Bedenken gegen das dargestellte Vorhaben.  
 
Wesentliche wasserwirtschaftliche Belange sind berührt 
durch: 
- die Ausweisung eines WA-Gebietes im westlichen Plan-
bereich; 
- die Entwässerung des Grundstücks; 
- die Grundwasserförderung und der Grundwasserschutz. 
 
Es wird gebeten nachstehenden Hinweise zu beachten: 
Ausweisung eines WA-Gebietes im westlichen Plangebiet: 
Mit der Ausweisung des WA-Gebietes wird ein Brunnen 
der Haaner Felsenquelle (HFQ) sowie seine Brunnen-
schutzzone überplant. Eine Realisierung dieser rivalisie-
renden Nutzung ist in der dargestellten Form nicht möglich. 
Erforderliche Schutzabstände werden nicht eingehalten. 
Eine Bebauung des Standortes erscheint möglich, wenn 
der Brunnen aufgegeben und fachgerecht zurückgebaut 
wird. 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  Im Falle 
einer Realisierung der Wohngebäude innerhalb des 
WA-Gebietes sind die Brunnen aufzugeben und fach-
gerecht zurückzubauen sofern die erforderlichen 
Schutzabstände nicht eingehalten werden. Der Hinweis 
wurde in den Bebauungsplan aufgenommen. 
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Nr. Stellenbeze ichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Prüfergebnis  

Entwässerung des Grundstücks (Niederschlagswasser): 
Die HFQ hat ein Wasserrecht für die Einleitung von Nie-
derschlagswasser in den nördlich angrenzenden Bach 
(Hühnerbach). Die Größe der Flächen, die entwässern 
dürfen ist beschränkt. Mit der weiteren Erschließung des 
Gebietes müssen Wasserrecht und Anlagentechnik ange-
passt werden. Mit der vorgelegten Entwässerungskonzep-
tion des Ing.-Büros Zabel wurde dargelegt, dass die Be-
handlung und Ableitung des Niederschlagswassers für das 
gesamte zukünftige Plangebiet nach den derzeit geltenden 
Regeln der Technik am Standort der HFQ sichergestellt 
werden kann. 
 
Grundwasserförderung und Grundwasserschutz: 
Die neuen Verkehrswegeführungen und Grundstücksnut-
zungen reichen z. T. sehr dicht an die Grundwasserbrun-
nen heran. Zwar wird im Umweltbericht hierauf Bezug ge-
nommen, eine Änderung oder Berücksichtigung in den 
Darstellungen des Bebauungsplanes ist allerdings nicht zu 
erkennen. Es ist im Sinne des Vorhabenträgers, dass der 
Schutz der Brunnen einen hohen Stellenwert genießt. Im 
Wasserrecht wurden dementsprechend Schutzzonen um 
die Brunnen herum festgesetzt. Die Verkehrsführung und 
intensive Nutzungen in unmittelbarer Nähe der Brunnen 
bergen ein hohes Gefährdungspotenzial. Der gewerbliche 
Gütertransport sollte nicht im Nahbereich der Brunnen 
stattfinden oder intensiviert werden. Ich rege weiterhin an, 
die vorliegende Planung dahingehend kritisch zu überprü-
fen, ob erforderliche Schutzabstände eingehalten werden 
können. Die Lage der Brunnen und Schutzzonen sollte in 
den Planunterlagen eindeutig dargestellt und hervorgeho-
ben werden. 
 
Untere Immissionsschutzbehörde:  
Gegen das o. g. Bauleitplanverfahren bestehen aus der 
Sicht des anlagenbezogenen Immissionsschutzes keine 
Bedenken, wenn im Rahmen der Baugenehmigungsver-
fahren für die Betriebe die Einhaltung der Immissionsricht-

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis und die Anregung werden zu Kenntnis 
genommen.  Der Notwendige Schutzabstand beträgt 
im Radius 10,0 m und ist als textlicher „Hinweis“ im 
Bebauungsplan aufgenommen. Die Lage der Brunnen 
ist in der Vermessungsgrundlage dargestellt. Die 
Schutzradien sind jedoch nicht Regelungsinhalt des 
Bebauungsplans, sondern Teil des Baugenehmigungs-
verfahrens. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Nr. Stellenbeze ichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Prüfergebnis  

werte der TA Lärm an den maßgeblichen Immissionsorten 
nachgewiesen wird. 
 
Untere Bodenschutzbehörde 
Aus Sicht des Allgemeinen Bodenschutzes werden keine 
Anregungen vorgebracht. 
 
Altlasten 
Für das Plangebiet liegen keine Erkenntnisse, Hinweise 
oder Verdachtsmomente zu Altlasten, schädlichen Boden-
veränderungen sowie dadurch bedingten Beeinträchtigun-
gen vor, so dass diesbezüglich keine Hinweise oder Anre-
gungen vorgebracht werden. 
 
Aus Sicht des Kreisgesundheitsamtes:  
Zur 29. Änderung des Flächennutzungsplanes bestehen 
keine Anregungen. 
 
…In der Begründung unter dem Punkt 5.5 „ Immissions-
schutz“ – „Verkehrslärm“ ist zum einen aufgeführt, dass im 
Plangebiet als Mindeststandart an den passiven Lärm-
schutz der Lärmpegelbereich II gemäß DIN 4109 festge-
setzt wird. Im weiteren Verlauf der Ausführungen wird da-
rauf hingewiesen, dass im WA-Gebiet die Fassaden ent-
sprechend Lärmpegelbereich III auszuführen sind, obwohl 
laut der zeichnerischen Festsetzung im Plan hier der 
Lärmpegelbereich II maßgebend ist.  
 
Im Umweltbericht ist auf der Seite 12 ebenfalls als Min-
destanforderung im Plangebiet der Lärmpegelbereich III 
vermerkt.  
 
 
Auf Seite 21 der Begründung sowie in der textlichen Fest-
setzung im Plan wird auch ausgesagt, dass entsprechend 
der dargestellten Lärmpegelbereiche III - IV Schallschutz-
maßnahmen an Außenbauteilen zu treffen sind, obwohl 
zeichnerisch auch der Lärmpegelbereich II festgesetzt ist.  

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und  die 
angesprochene Diskrepanz wie folgt behoben:   
Als Mindestanforderung gilt der Lärmpegelbereich II. 
Die Begründung wurde entsprechend korrigiert und die 
konkrete Aussage zur Ausführung der Gebäude bzw. 
der Außenteile der Gebäude innerhalb des WA-
Gebietes wurde entfernt.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und  die 
angesprochene Diskrepanz wie folgt behoben:   
Als Mindestanforderung gilt der Lärmpegelbereich II. 
Der Umweltbericht wurde entsprechend korrigiert. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und  die 
angesprochene Diskrepanz wie folgt behoben:   
Als Mindestanforderung gilt der Lärmpegelbereich II. 
Da es sich um einen redaktionellen Fehler handelt, 
werden die römischen Ziffern unter Nr. 9.1, letzter Satz 
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Nr. Stellenbeze ichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Prüfergebnis  

 
 
 
 
 
 
 
Die zuvor genannten Aussagen sind daher als wider-
sprüchlich anzusehen. Es ist unklar, ob nun der Lärmpe-
gelbereich II oder III als allgemeine Mindestanforderung im 
Plan gelten soll. Die Angaben sollten daher noch einmal 
überprüft und so korrigiert werden, dass keine sich wieder-
sprechenden Aussagen auftreten.  
 
In der Begründung auf Seite 14 ist außerdem aufgeführt, 
dass Festsetzungen im Plan getroffen wären, die Aussa-
gen zum Luftwechsel für Fassaden mit Lärmbelastungen 
größer oder gleich Lärmpegelbereich III machen. Solche 
textlichen Festsetzungen finden sich im Plan aber nicht. 
 
 
 
 
 
 
Im Umweltbericht unter dem Punkt 2.1 „Schutzgut Mensch“ 
– „Schallimmissionen“ – „Verkehrslärm“ ist die Aussage, 
dass im Gewerbegebiet die schalltechnischen Orientie-
rungswerte eingehalten werden falsch. Es wird sich hier 
auf die ebenfalls dort aufgeführte Abbildung 4 bezogen, die 
aber Emissionspegel und keine Immissionspegel darstellt. 
Die schalltechnischen Orientierungswerte sind aber mit 
den Immissionspegeln zu vergleichen. Die Aussage ist 
daher zu korrigieren. Auf Seite 12 des Umweltberichtes ist 
unter dem dortigen Punkt Verkehrslärm aufgeführt, das 
desweiteren textliche Festsetzungen von Emissionskontin-
genten als passive Schallschutzmaßnahmen in den Plan 
aufgenommen wurden. Diese Aussage ist in diesem Kon-

der textlichen Festsetzungen weggelassen, da der 
Aussagegehalt des betreffenden Satzes auch ohne die 
(nochmalige) Benennung der Lärmpegelbereiche un-
verändert bleibt. Die Begründung wurde entsprechend 
korrigiert.  
 
 
Kenntnisnahme, Änderungen in der Begründung, in 
der Planzeichnung und im Umweltbericht s. o. 
Als Mindestanforderung wurde der Lärmpegelbereich II 
festgesetzt. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die 
Begründung dem entsprechend geändert.  
Der irrtümlich in der Begründung enthaltene Satz wur-
de gestrichen, da die mit ihm ausgedrückte Anforde-
rung Bestandteil der zitierten „Schallschutzmaßnahmen 
gemäß DIN 4109“ ist. Hiermit ist klar, dass die Anforde-
rung im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren per 
se zu erfüllen ist; eine zusätzliche Festsetzung im Be-
bauungsplan ist nicht erforderlich. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der An-
regung wird gefolgt.   
Der Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 120, 2. 
Änderung als auch zur 29. Änderung des Fläche-
nnutzungsplanes wurde hinsichtlich der Aussagen zur 
Einhaltung der schalltechnischen Orientierungswerte 
unter Bezugnahme der abgebildeten Tabelle unter 
Punkt 2.1 korrigiert. Weiter wurde die Aussage zu 
Schallschutzmaßnahmen gemäß den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes redaktionell angepasst. Zudem 
wurden die Aussagen zu Gewerbelärm / Geräuschkon-
tingentierung ergänzt.  
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Nr. Stellenbeze ichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Prüfergebnis  

text ebenfalls falsch, denn im Zusammenhang mit Lärmbe-
lastungen ausgehend vom Straßenverkehrslärm existiert 
das Element der Geräuschkontingentierung nicht. Dieses 
Instrument gehört zum Aspekt Gewerbelärm und müsste 
daher unter den dortigen Ausführungen vermerkt werden. 
Die Aussage ist an dieser Stelle daher zu streichen (Diese 
Aussage wurde in gleicher Form auch im Umweltbericht 
zum FNP getroffen und stellt sich dort ebenso falsch dar.). 
 
Darüber hinaus befinden sich, wie auch schon in der Stel-
lungnahme vom 11.12.2012 angemerkt, aktuell vier in Be-
trieb befindliche Mineralwasserbrunnen im Bereich des 
Plangebietes, einer davon innerhalb des WA-Gebietes. In 
der Begründung unter dem Punkt 6.1 “Art der baulichen 
Nutzung“ wurde die Aussage aufgenommen, dass eine 
Doppelnutzung nicht möglich ist und der bestehende Brun-
nen im Fall einer Umsetzung der Planungen aufzugeben 
und fachgerecht zu verschließen ist. 
Es wird empfohlen diese Maßgabe zusätzlich im Plan ver-
bindlich textlich festzusetzten oder dort zumindest als Hin-
weis aufzuführen. Diese Empfehlung gilt auch für das Er-
fordernis, das Gesundheitsamt im Rahmen von Bauge-
nehmigungsverfahren zu beteiligen (siehe auch Stellung-
nahme des Gesundheitsamtes vom 11.12.2012) 
 
Es wird für zukünftige B-Pläne empfohlen Aussagen bes-
ser in zentrierter Form zu tätigen und anstelle von umfang-
reichen Detailaussagen kürzere Ausführungen vorzuneh-
men und für Details auf das Lärmgutachten zu verweisen. 
Dies verbessert die Übersichtlichkeit und beugt fehlerhaf-
ten Aussagen vor. 
 
Untere Landschaftsbehörde 
Landschaftsplan: 
Das Vorhaben liegt geringfügig im Geltungsbereich des 
Landschaftsplanes und im Entwicklungsziel „Erhaltung 
einer mit natürlichen Landschaftselementen reich oder 
vielfältig ausgestatteten Landschaft“. Eine Beteiligung von 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen. Der An-
regung wird gefolgt.  Der Hinweis, dass eine Doppel-
nutzung – Brunnen vs. WA-Gebiet - nicht möglich ist 
und der bestehende Brunnen im Fall einer Umsetzung 
der Planungen aufzugeben und fachgerecht zu ver-
schließen ist wurde in die Planurkunde aufgenommen. 
Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass das Gesund-
heitsamt im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren 
zu beteiligen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen.  
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Nr. Stellenbeze ichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Prüfergebnis  

Beirat, ULAN-Fachausschuss sowie Kreisausschuss ist 
aber nicht erforderlich, weil dort die „Doppeldeckung“ ge-
mäß § 16 (1) LG NW wirken kann (siehe Anlage). Natur- 
oder Landschaftsschutzgebiete werden nicht überplant. 
 
Umweltprüfung/ Eingriffsregelung/ Artenschutz: 
Der Begründung des Bebauungsplanes wurde ein Um-
weltbericht mit durchgeführter Umweltprüfung (UP) beige-
fügt, in dem die voraussichtlichen erheblichen Umweltaus-
wirkungen beschrieben und bewertet wurden. Weiterhin 
beinhaltet die Umweltprüfung auch eine Artenschutzprü-
fung (ASP). Zur Abarbeitung des entstehenden Aus-
gleichsbedarfs wurde ebenfalls ein Landschaftspflegeri-
scher Fachbeitrag (LFB) erarbeitet. Die externen Maß-
nahmen gemäß Punkt 3.2.1 des LFB (Flächenextensivie-
rung in Haan- Gruiten), die über einen städtebaulichen 
Vertrag geregelt werden sollen, sind im Vorfeld noch mit 
der unteren Landschaftsbehörde abzustimmen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen gemäß Punkt 4.3.2 der 
ASP bzw. Punkt 2.2.2 des Umweltberichtes (Anbringen 
und Erhalt von insgesamt 10 Nisthilfen für Vögel und Fle-

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen.  
Der Landschaftspflegerische Fachbeitrag hat zum Er-
gebnis, dass sich ein Defizit von -23.308 Punkten 
ergibt. Durch die Überplanung der Ausgleichsflächen 
aus der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 120 
müssen demnach zusätzlich 15.611 Punkte kompen-
siert werden. Addiert man die beiden zu berücksichti-
genden Kompensationserfordernisse aus der 1. und 2. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 120, so ergibt sich 
ein Gesamtdefizit von -38.919 Punkten. Innerhalb des 
Plangebietes sind keine ausreichend großen Flächen 
für eine naturschutzfachliche Kompensation verfügbar. 
Daher werden externe Ausgleichsflächen erforderlich. 
In Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehörde 
des Kreises Mettmann wird die Kompensationsmaß-
nahme in Form einer von  flächigen Aufforstungen, der 
Pflanzung einer freiwachsenden Strauchhecke sowie 
der Entwicklung einer artenreichen Mähwiese erfolgen. 
Die Fläche befindet sich in der Gemarkung Mettmann, 
Flur 14, Flurstück 6895 und weist eine Größe ca. 
15.000 m² auf. Das abgestimmte Kompensationskon-
zept berücksichtigt in dem o.g. Flurstück eine ca. 
13.000 m² große Teilfläche, auf dem der für das Bau-
leitplanverfahren erforderliche externe Ausgleich erzielt 
werden kann. 
Die abgestimmten Maßnahmen sind Bestandteil des 
Städtebaulichen Vertrags (s. n. ö. Teil). 
 
 
Kenntnisnahme 
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Nr. Stellenbeze ichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Prüfergebnis  

dermäuse gem. Anlage 3 des LFB) werden von der Unte-
ren Landschaftsbehörde unterstützt. 
 
FFH- Gebiet: 
Da das Bebauungsplangebiet in der 300m- Zone des FFH- 
Gebietes DE-4807-302 „Hilden- Spörkelnbruch“ liegt, wur-
de eine FFH- Vorprüfung erarbeitet. Im Ergebnis ist festzu-
halten, dass von der Bauleitplanung keine Beeinträchti-
gungen auf das FFH-Gebiet ausgehen. 
 
Planungsrecht 
Mit der 29. FNP Änderung entspricht die o.g. Planungs-
maßnahme der zukünftigen FNP-Darstellung der Stadt 
Haan. Damit gilt die Änderung des Bebauungsplanes als 
aus den Darstellungen des dann wirksamen Fläche-
nnutzungsplanes entwickelt. Demnach entspricht die be-
absichtigte Planung der Regional- und Landesplanung. 
Das Schreiben zur Anpassung der Bauleitplanung an die 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung gem. § 34 
LPlG ist ohne regionalplanerische Bedenken der Bezirks-
regierung weitergeleitet worden. 
 
Die Anregungen aus der Stellungnahme der Kreisverwal-
tung Mettmann vom 19. Dezember 2012 (Beteiligung gem. 
§ 4 (1) BauGB) sind in das städtebauliche Konzept nur 
zum Teil eingearbeitet worden. Insbesondere die Anregun-
gen aus Sicht der Wasser- und Abfallwirtschaft, des 
Gesundheitsamtes und der Unteren Landschaftsbehörde 
sind bisher nicht abschließend geklärt. Nach der Abwä-
gung durch den Rat der Stadt Haan bitte ich um Mitteilung 
des Ergebnisses gem. § 3 (2) Satz 4 BauGB und um Be-
nachrichtigung, wann der Bebauungsplan in Kraft getreten 
ist. 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen. Der An-
regung wird gefolgt.  
Die Ergebnisse der Abwägung werden dem Kreis 
Mettmann mitgeteilt. Ferner wird über den Zeitpunkt 
des in Krafttretens des Bebauungsplanes informiert. 
 
 
 
 
 
 
Die Einschätzung des Kreises Mettmann wird nicht 
geteilt. 
Aus Sicht der Verwaltung wurden die Anregungen des 
Kreises Mettmann bei der Erarbeitung der Bauleitpla-
nung vollinhaltlich berücksichtigt, was im ersten Teil 
seiner Stellungnahme auch bestätigt wird (s. o.). 

Grundstücksentwässerung:  
Das hinsichtlich der Grundstücksentwässerung ange-
fertigte Gutachten weist nach, dass das erforderliche 
Retentionsvolumen durch Maßnahmen am vorhande-
nen Regenrückhaltebecken (RRB) geschaffen werden 
kann. Im Bebauungsplan ist das RRB als Fläche für 
Versorgungsanlagen mit der entsprechenden Zweck-
bestimmung festgesetzt. Weiter gehende technische 
Vorkehrungen, wie z. B. Einzelheiten zur Art des Dros-
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Nr. Stellenbeze ichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Prüfergebnis  

selablaufs, oder der Einleitung in den Hühnerbach sind 
nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplans.    

Mineralwasserbrunnen: 
(s. o.) Der Hinweis, dass eine Doppelnutzung - Brun-
nen vs. WA-Gebiet - nicht möglich ist und der beste-
hende Brunnen im Fall einer Umsetzung der Planun-
gen aufzugeben und fachgerecht zu verschließen ist, 
wurde in die Planurkunde aufgenommen. Zusätzlich 
wird darauf hingewiesen, dass das Gesundheitsamt im 
Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen 
ist. 

Umweltbericht / Ausgleichsregelung / Artenschutz:  
Der Umweltbericht und die zugehörigen Fachplanun-
gen wurden nach den Vorgaben des Kreises erarbeitet 
und finden ihren Niederschlag im Bebauungsplan so-
wie im Städtebaulichen Vertrag (s. n. ö. Teil).      

3 Landesbetrieb Wald und Holz 
Nordrhein-Westfalen 

05.06.2014 FNP: keine Bedenken 
BP:  keine Bedenken; die Belange des Waldes sind voll-
ständig berücksichtigt. 

Kenntnisnahme  

4 Stadt Erkrath 27.06.2014 Keine Anregungen oder Bedenken Kenntnisnahme  
5  Stadt Hilden 30.05.2014 Keine Anregungen oder Bedenken Kenntnisnahme  
6 BRW 03.06.2014 Keine Anregungen oder Bedenken Kenntnisnahme  
7 IHK 01.07.2014 Mit der Planung einverstanden Kenntnisnahme  
8  Handwerkskammer 03.07.2014 FNP: keine Bedenken 

BP:  Die Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung wurde 
berücksichtigt, was begrüßt wird. Weitere Anregungen 
werden nicht vorgebracht. 

Kenntnisnahme  

9 Pledoc 11.06.2014 Keine Anregungen oder Bedenken.  
Versorgungseinrichtungen der aufgelisteten Versorgungs-
träger sind von der Planung nicht betroffen. Auskünfte zu 
sonstigen Versorgungsträgern sind gesondert einzuholen. 
Bei Ausdehnung des Plangebiets ist eine erneute Beteili-
gung durchzuführen.   

Kenntnisnahme  

10 Unitymedia  11.06.201 Keine Anregungen oder Bedenken.  
Es wird darauf hingewiesen, dass sich im Geltungsbereich 
Versorgungsleitungen befinden und dass die beigefügte 

Kenntnisnahme  
Der Hinweis wird im Rahmen der Baugenehmigungs-
verfahren berücksichtigt. 
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Nr. Stellenbeze ichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Prüfergebnis  

Kabelschutzanweisung zu beachten ist 
11 Rheinbahn 18.12.2012, 

05.06.2014 
Keine Anregungen oder Bedenken. Verweis auf das nach 
wie vor gültige Schreiben vom 18.12.2012. 
 

Kenntnisnahme  
Im Schreiben vom 18.12.2012 werden ebenfalls keine 
Anregungen oder Bedenken vorgetragen. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass das Plangebiet von den Bussen 
der Linien 786 und SB50 mit den Haltestellen „Tan-
nenwäldchen“ und „Flurstraße“ bedient wird und das 
die jeweilige mittlere Gehwegentfernung zu den Halte-
stellen ca. 250 m beträgt.  

12 Evangelische Kirchengemeinde 
Haan 

04.06.2014 Keine Anregungen oder Bedenken Kenntnisnahme  

 
Anregungen zur Aufstellung der 29. Änderung des Flä chennutzungsplans und zur Aufstellung der 2. Änderu ng des Bebauungs-
plans Nr. 120 „Westliches Heidfeld“ im Rahmen der B eteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (2) BauGB mi t dem jeweiligen Prüfer-
gebnis durch die Verwaltung.  
 
13 Bauverein Haan 21.07.2014 Eine Erschließung über die Grundstücke des Bauvereins 

Haan  (Flurstücke 198 und 514) wird abgelehnt. Auch in 
der vorgenommenen Verengung der Zufahrt von 6,50 m 
auf 3,50 m wird keine Verbesserung in der Benachteiligung 
der Grundstücke gesehen. Darüber hinaus wird der 
Höhenunterschied zwischen der Einfahrt und der Grund-
stücksgrenze in Höhe von 2,45 m zu bedenken gegeben. 
Es wird ein gemeinsamer Ortstermin vorgeschlagen. 

Der Stellungnah me wird nicht  gefolgt; eine Rel e-
vanz für die Bauleitplanung besteht nicht.  
(Anmerkung: Die Stellungnahme wurde außerhalb der 
Frist der öffentlichen Auslegung 02.06.2014 bis zum 
04.07.2014 eingereicht. Laut Bekanntmachung der 
Stadt Haan im Amtsblatt Nr. 12 vom 23.05.2014 kön-
nen nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberück-
sichtigt bleiben.)  

Zu den Einwänden wird wie folgt Stellung genommen:  
Bereits die rechtskräftige 1. Änderung des Bebauungs-
plans Nr. 120 setzt über Teile der Flurstücke 198 und 
514 eine öffentliche Verkehrsfläche fest. Die Festset-
zung – diese Flurstücke betreffend – bleibt unverän-
dert, da sie vom Geltungsbereich der 2. Änderung nicht 
erfasst wird.  Über diese Verkehrsfläche wird auch die 
Bebauung der rückwärtigen Grundstücke der Häuser 
Flurstraße 156, 158 und 160 (ebenfalls vom Geltungs-
bereich der 2. Änderung nicht erfasst) planungsrecht-
lich erschlossen. In den Beteiligungsverfahren zur 1. 
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Nr. Stellenbeze ichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Prüfergebnis  

Änderung hat der Haaner Bauverein hierzu keine  An-
regungen oder Bedenken vorgetragen.  

Im Rahmen der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 
120 wird deshalb an dieser Konzeption festgehalten 
und die geplante Verkehrsfläche an den festgesetzten 
Erschließungsansatz angebunden. Die nach den Fest-
setzungen der 1. Änderung realisierte Wohnbebauung 
des Haaner Bauvereins (Tannenwäldchen Nr. 4- Nr. 
16) lässt eine alternative Anbindung etwa weiter nörd-
lich auch nicht mehr zu. Eine Erschließung über das 
Werksgelände der Felsenquelle scheidet ebenso aus.  

Mit der Neubebauung der Häuser Tannenwäldchen Nr. 
6 bis Nr. 8a wurden Flächen der festgesetzten Ver-
kehrsfläche teilweise für die Anlage der Reihenhaus-
gärten in Anspruch genommen. Auch liegt das Gelän-
deniveau der angelegten Gärten z. T. deutlich unter-
halb des ursprünglichen Geländes. Die Verwaltung hat 
mit dem Haaner Bauverein hierzu Gespräche geführt. 
Sie hat dabei klar gemacht, dass nach wie vor an der 
planerischen Erschließung der dahinter gelegenen 
Wohngebiete festgehalten werde. Es wurde jedoch 
eine Kompromisslösung dahin gehend vorgeschlagen, 
dass zwischen der realisierten Sichtschutzhecke der 
Gärten (Häuser Nr. 6 - 8a) und der südlichen Bebau-
ung (Haus Nr. 4) eine Verkehrsfläche in reduzierter 
Breite angelegt wird und somit die Erschließungsfunkti-
on auch ohne Inanspruchnahme der Gärten aufrecht 
erhalten werden kann (bauplanungsrechtlich zulässiges 
Zurückbleiben hinter einer festgesetzten Verkehrsflä-
che). Die Verengung auf max. ca. 3,50 m auf einer 
Länge von ca. 25 m stellt keine wesentliche Beein-
trächtigung der Erschließungsfunktion dar. Auch ist der 
angesprochene Höhenversatz nicht zwingend nur auf 
dem Gelände des Haaner Bauvereins zu bewältigen, 
da eine Niveauanpassung auch durch Abgrabung auf 
den östlich angrenzenden Flächen erfolgen kann. Be-
fürchtete negative Begleiterscheinungen für die reali-
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Nr. Stellenbeze ichnung  Schreiben 
vom 

Inhalt  Prüfergebnis  

sierten Wohngärten, wie z. B. Betonstützwände können 
somit weit gehend vermieden werden.  

Die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 120 bildet 
diese Lösung ab, in dem die Verkehrsfläche an der 
besagten Stelle bis zur Grundstücksgrenze entspre-
chend verjüngt wird. Zudem wird mit der 2. Änderung 
auch die Anzahl der voraussichtlichen Wohneinheiten 
gegenüber der 1. Änderung reduziert. Der Wegfall die-
ser Erschließung würde eine Benachteiligung der 
Grundstückseigentümer der Flurstücke innerhalb der 
WA-Flächen mit sich bringen. Eine Benachteiligung der 
Flurstücke Nr. 198 und 514 gegenüber den Festset-
zungen der rechtskräftigen 1. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. 120 ist nicht erkennbar.  

Die Verwaltung hat die Situation in einem Ortstermin 
am 13.08.2014 mit dem Bauverein ausführlich erörtert; 
neue Erkenntnisse traten hierbei nicht zu Tage.  
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Beteiligung als Träger öffentlicher Belange 
 
Flächennutzungsplan:  29. Änderung 
Bebauungsplan:   Nr. 120, 2. Änderung 
Beteiligung gem.:   § 4.2 BauGB 
Bereich:    westliches Heidfeld, Haaner Felsenquelle 
 
 
Zu der og. Planungsmaßnahme nehme ich wie folgt Stellung: 
 
 
 
UNTERE WASSERBEHÖRDE  
Das Planvorhaben befindet sich nicht innerhalb einer fachtechnisch abgegrenzten 
oder festgesetzten Wasserschutzzone. 
 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen 
das dargestellte Vorhaben. Wesentliche wasserwirtschaftliche Belange sind berührt 
durch: 

- die Ausweisung eines WA-Gebietes im westlichen Planbereich; 
- die Entwässerung des Grundstücks; 
- die Grundwasserförderung und der Grundwasserschutz. 

 
Hierzu bitte ich die nachstehenden Hinweise zu beachten: 
 
Ausweisung eines WA-Gebietes im westlichen Plangebiet: 

Mit der Ausweisung des WA-Gebietes wird ein Brunnen der Haaner Felsenquelle 
(HFQ) sowie seine Brunnenschutzzone überplant. Eine Realisierung dieser 

Ihr Schreiben

Aktenzeichen

Datum

Bitte geben Sie bei jeder 
Antwort das Aktenzeichen an. 

Wir sind das 
neanderland 



 

. . .  
 

 

 
 

Blatt 2 

 
 

rivalisierenden Nutzung ist in der dargestellten Form nicht möglich. Erforderliche 
Schutzabstände werden nicht eingehalten. Eine Bebauung des Standortes erscheint 
möglich, wenn der Brunnen aufgegeben und fachgerecht zurückgebaut wird. 
 
Entwässerung des Grundstücks (Niederschlagswasser): 

Die HFQ hat ein Wasserrecht für die Einleitung von Niederschlagswasser in den 
nördlich angrenzenden Bach (Hühnerbach). Die Größe der Flächen, die entwässern 
dürfen ist beschränkt. Mit der weiteren Erschließung des Gebietes müssen 
Wasserrecht und Anlagentechnik angepasst werden.  

Mit der vorgelegten Entwässerungskonzeption des Ing.-Büros Zabel wurde dargelegt, 
dass die Behandlung und Ableitung des Niederschlagswassers für das gesamte 
zukünftige Plangebiet nach den derzeit geltenden Regeln der Technik am Standort 
der HFQ sichergestellt werden kann.  
 
Grundwasserförderung und Grundwasserschutz: 

Die neuen Verkehrswegeführungen und Grundstücksnutzungen reichen z. T. sehr 
dicht an die Grundwasserbrunnen heran. Zwar wird im Umweltbericht hierauf Bezug 
genommen, eine Änderung oder Berücksichtigung in den Darstellungen des 
Bebauungsplanes ist allerdings nicht zu erkennen. Es ist im Sinne des 
Vorhabenträgers, dass der Schutz der Brunnen einen hohen Stellenwert genießt. Im 
Wasserrecht wurden dementsprechend Schutzzonen um die Brunnen 
herum festgesetzt. Die Verkehrsführung und intensive Nutzungen in unmittelbarer 
Nähe der Brunnen bergen ein hohes Gefährdungspotenzial. Der gewerbliche 
Gütertransport sollte nicht im Nahbereich der Brunnen stattfinden oder intensiviert 
werden. Ich rege weiterhin an, die vorliegende Planung dahingehend kritisch zu 
überprüfen, ob erforderliche Schutzabstände eingehalten werden können. Die Lage 
der Brunnen und Schutzzonen sollte in den Planunterlagen eindeutig dargestellt und 
hervorgehoben werden.  
 
 
UNTERE IMMISSIONSSCHUTZBEHÖRDE 
Gegen das o. g. Bauleitplanverfahren bestehen aus der Sicht des anlagenbezogenen 
Immissionsschutzes keine Bedenken, wenn im Rahmen der Baugenehmigungs-
verfahren für die Betriebe die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA Lärm an 
den maßgeblichen Immissionsorten nachgewiesen wird.  
 
 
UNTERE BODENSCHUTZBEHÖRDE 
Aus Sicht des Allgemeinen Bodenschutzes werden keine Anregungen vorgebracht. 
 
Altlasten 
Für das Plangebiet liegen keine Erkenntnisse, Hinweise oder Verdachtsmomente zu 
Altlasten, schädlichen Bodenveränderungen sowie dadurch bedingten 
Beeinträchtigungen vor, so dass diesbezüglich keine Hinweise oder Anregungen 
vorgebracht werden. 
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Aus Sicht des Kreisgesundheitsamtes: 
Zur 29. Änderung des Flächennutzungsplanes bestehen keine Anregungen 
 
 
Im Rahmen der Aufstellung des o.g. Bebauungsplanes BP-Nr. 120, 2.Änderung 
wurde eine schalltechnische Untersuchung durch das Ingenieurbüro Peutz Consult 
GmbH mit Datum vom 07.04.2014 durchgeführt. 
Vom Gutachter wurde u.a. eine Bewertung der Lärmimmissionen, die innerhalb des 
Plangebietes ausgehend vom Straßenverkehr, insbesondere der stark befahrenen 
Flurstraße auftreten, vorgenommen. Das Gutachten kommt dabei zu dem Ergebnis, 
dass im Nahbereich der Flurstraße Beurteilungspegel tags von bis zu 70 dB(A) sowie 
nachts von 61 dB(A) auftreten. Die schalltechnischen Orientierungswerte des 
Beiblattes 1 zur DIN 18005, Teil 1 für GE-Gebiete werden demnach im Nahbereich 
der Flurstraße um bis zu 5 dB(A) tags und 6 dB(A) nachts überschritten. 
Für das im Plangebiet befindliche WA-Gebiet treten max. Beurteilungspegel von 55 
dB(A) tags und ca. 46,5 dB(A) nachts auf. Überschreitungen der schalltechnischen 
Orientierungswerte für WA-Gebiete ergeben sich lediglich zur Nachtzeit in 
Teilbereichen des WA-Gebietes um bis zu ca. 2 dB(A). 
 
Im B-Plan wurden aufgrund der Ausführungen des Gutachters Lärmpegelbereiche II 
– IV gemäß DIN 4109 in Form von Isophonenlinien zeichnerisch und textlich 
festgesetzt. 
 
In Bezug auf die Festsetzungen im Plan sowie die an diversen Stellen in der 
Begründung sowie dem Umweltbericht getätigten Aussagen zu dem vom 
Straßenverkehr ausgehenden Lärm bestehen folgende Anmerkungen: 
 
In der Begründung unter dem Punkt 5.5 „ Immissionsschutz“ – „Verkehrslärm“ ist 
zum einen aufgeführt, dass im Plangebiet als Mindeststandart an den passiven 
Lärmschutz der Lärmpegelbereich II gemäß DIN 4109 festgesetzt wird. Im weiteren 
Verlauf der Ausführungen wird darauf hingewiesen, dass im WA-Gebiet die 
Fassaden entsprechend Lärmpegelbereich III auszuführen sind, obwohl laut der 
zeichnerischen Festsetzung im Plan hier der Lärmpegelbereich II maßgebend ist. Im 
Umweltbericht ist auf der Seite 12 ebenfalls als Mindestanforderung im Plangebiet 
der Lärmpegelbereich III vermerkt. Und auf Seite 21 der Begründung sowie in der 
textlichen Festsetzung im Plan wird auch ausgesagt, dass entsprechend der 
dargestellten Lärmpegelbereiche III - IV Schallschutzmaßnahmen an Außenbauteilen 
zu treffen sind, obwohl zeichnerisch auch der Lärmpegelbereich II festgesetzt ist. 
Die zu vorgenannten Aussagen sind daher als widersprüchlich anzusehen. Es ist 
unklar, ob nun der Lärmpegelbereich II oder III als allgemeine Mindestanforderung im 
Plan gelten soll. Die Angaben sollten daher noch einmal überprüft und so korrigiert 
werden, dass keine sich wiedersprechenden Aussagen auftreten. 
 
In der Begründung auf Seite 14 ist außerdem aufgeführt, dass Festsetzungen im 
Plan getroffen wären, die Aussagen zum Luftwechsel für Fassaden mit 
Lärmbelastungen größer oder gleich Lärmpegelbereich III machen. Solche textlichen 
Festsetzungen finden sich im Plan aber nicht. 
 
Im Umweltbericht unter dem Punkt 2.1 „Schutzgut Mensch“ – „Schallimmissionen“ – 
„Verkehrslärm“ ist die Aussage, dass im Gewerbegebiet die schalltechnischen 
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Orientierungswerte eingehalten werden falsch. Es wird sich hier auf die ebenfalls dort 
aufgeführte Abbildung 4 bezogen, die aber Emissionspegel und keine 
Immissionspegel darstellt. Die schalltechnischen Orientierungswerte sind aber mit 
den Immissionspegeln zu vergleichen. Die Aussage ist daher zu korrigieren. 
 
Auf Seite 12 des Umweltberichtes ist unter dem dortigen Punkt Verkehrslärm 
aufgeführt, das desweiteren textliche Festsetzungen von Emissionskontingenten als 
passive Schallschutzmaßnahmen in den Plan aufgenommen wurden. Diese Aussage 
ist in diesem Kontext ebenfalls falsch, denn im Zusammenhang mit Lärmbelastungen 
ausgehend vom Straßenverkehrslärm existiert das Element der 
Geräuschkontingentierung nicht. Dieses Instrument gehört zum Aspekt Gewerbelärm 
und müsste daher unter den dortigen Ausführungen vermerkt werden. Die Aussage 
ist an dieser Stelle daher zu streichen (Diese Aussage wurde in gleicher Form auch 
im Umweltbericht zum FNP getroffen und stellt sich dort ebenso falsch dar.). 
 
In Anbetracht der zuvor benannten widersprüchlichen und falschen Aussagen zur 
Thematik Lärm in der Begründung sowie dem Umweltbericht stellt es sich erneut als 
kontraproduktiv heraus, wenn an diversen Stellen in der Begründung und im 
Umweltbericht zum Teil umfangreiche Ausführungen zum Lärm getätigt werden, die 
dann auch noch unklar/fehlerhaft sind. Es wird für zukünftige B-Pläne empfohlen 
Aussagen besser in zentrierter Form zu tätigen und anstelle von umfangreichen 
Detailaussagen kürzere Ausführungen vorzunehmen und für Details auf das 
Lärmgutachten zu verweisen. Dies verbessert die Übersichtlichkeit und beugt 
fehlerhaften Aussagen vor. 
 
Darüber hinaus befinden sich, wie auch schon in meiner Stellungnahme vom 
11.12.2012 angemerkt, aktuell vier in Betrieb befindliche Mineralwasserbrunnen im 
Bereich des Plangebietes, einer davon innerhalb des WA-Gebietes. In der 
Begründung unter dem Punkt 6.1 “Art der baulichen Nutzung“ wurde die Aussage 
aufgenommen, dass eine Doppelnutzung nicht möglich ist und der bestehende 
Brunnen im Fall einer Umsetzung der Planungen aufzugeben und fachgerecht zu 
verschließen ist. 
Es wird empfohlen diese Maßgabe zusätzlich im Plan verbindlich textlich 
festzusetzten oder dort zumindest als Hinweis aufzuführen. Diese Empfehlung gilt 
auch für das Erfordernis, das Gesundheitsamt im Rahmen von 
Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen (siehe auch Stellungnahme des 
Gesundheitsamtes vom 11.12.2012) 
 
 

Untere Landschaftsbehörde  

Landschaftsplan:  
Das Vorhaben liegt geringfügig im Geltungsbereich des Landschaftsplanes und im 
Entwicklungsziel „Erhaltung einer mit natürlichen Landschaftselementen reich oder 
vielfältig ausgestatteten Landschaft“. Eine Beteiligung von Beirat, ULAN- 
Fachausschuss sowie Kreisausschuss ist aber nicht erforderlich, weil dort die 
„Doppeldeckung“ gemäß § 16 (1) LG NW wirken kann (siehe Anlage). Natur- oder 
Landschaftsschutzgebiete werden nicht überplant. 
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Umweltprüfung/ Eingriffsregelung/ Artenschutz: 
Der Begründung des Bebauungsplanes wurde ein Umweltbericht mit durchgeführter 
Umweltprüfung (UP) beigefügt, in dem die voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet wurden. Weiterhin beinhaltet die 
Umweltprüfung auch eine Artenschutzprüfung (ASP). Zur Abarbeitung des 
entstehenden Ausgleichsbedarfs wurde ebenfalls ein Landschaftspflegerischer 
Fachbeitrag (LFB) erarbeitet.  
 
Die externen Maßnahmen gemäß Punkt 3.2.1 des LFB (Flächenextensivierung in 
Haan- Gruiten), die über einen städtebaulichen Vertrag geregelt werden sollen, sind 
im Vorfeld noch mit der unteren Landschaftsbehörde abzustimmen.  
Die vorgeschlagenen Maßnahmen gemäß Punkt 4.3.2 der ASP bzw. Punkt 2.2.2 des 
Umweltberichtes (Anbringen und Erhalt von insgesamt 10 Nisthilfen für Vögel und 
Fledermäuse gem. Anlage 3 des LFB) werden von hier unterstützt. 
 
FFH- Gebiet: 
Da das Bebauungsplangebiet in der 300m- Zone des FFH- Gebietes DE-4807-302 
„Hilden- Spörkelnbruch“ liegt, wurde eine FFH- Vorprüfung erarbeitet. Im Ergebnis ist 
festzuhalten, dass von der Bauleitplanung keine Beeinträchtigungen auf das FFH- 
Gebiet ausgehen. 
 
 
Planungsrecht  
 
Mit der 29. FNP Änderung entspricht die o.g. Planungsmaßnahme der zukünftigen 
FNP-Darstellung der Stadt Haan. Damit gilt die Änderung des Bebauungsplanes als 
aus den Darstellungen des dann wirksamen Flächennutzungsplanes entwickelt. 
Demnach entspricht die beabsichtigte Planung der Regional- und Landesplanung. 
Das Schreiben zur Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung gem. § 34 LPlG ist ohne regionalplanerische Bedenken der 
Bezirksregierung weitergeleitet worden 
 
Die Anregungen aus der Stellungnahme der Kreisverwaltung Mettmann vom 19. 
Dezember 2012  (Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB) sind in das städtebauliche 
Konzept nur zum Teil eingearbeitet worden. Insbesondere die Anregungen aus Sicht 
der Wasser- und Abfallwirtschaft, des Gesundheitsamtes und der Unteren Land-
schaftsbehörde sind bisher nicht abschließend geklärt.  
 
Nach der Abwägung durch den Rat der Stadt Haan bitte ich um Mitteilung des 
Ergebnisses gem. § 3 (2) Satz 4 BauGB und um Benachrichtigung, wann der 
Bebauungsplan in Kraft getreten ist. 
 
 
Im Auftrag  
 
 
 
 
Reuter 
 
































